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8245 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Ausschusses für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz 

über den Beschluss des Nationalrates vom 10. Dezember 2009 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Arbeitszeitgesetz, das Arbeitsruhegesetz und das 
Kraftfahrgesetz 1967 geändert werden  

Der Anhang III der Kontroll-Richtlinie 2006/22/EG wurde durch die Richtlinie 2009/5/EG, ABl. Nr. L 29 
vom 31. Jänner 2009, S 45 geändert und ist bis spätestens 1. Jänner 2010 sowohl im Kraftfahrgesetz, als 
auch im Arbeitszeit- und im Arbeitsruhegesetz umzusetzen. Die Umsetzung im Kraftfahrgesetz erfolgte 
durch die 30. KFG-Novelle (BGBl. I Nr. 94/2009). Der gegenständliche Beschluss des Nationalrates 
enthält den inhaltsgleichen Nachvollzug dieser KFG-Novelle. 
Die Umsetzung der Kontroll-Richtlinie wird weiters zum Anlass genommen, durch eine Umstellung der 
Systematik eine deutliche Vereinfachung der Strafbestimmungen zu erzielen. Bei den innerstaatlich 
geregelten Ausnahmetatbeständen von den Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 und (EWG) Nr. 3821/85 
besteht derzeit eine Diskrepanz zwischen dem Kraftfahrrecht und dem Arbeitsrecht, was in der Praxis zu 
einer großen Verunsicherung der Rechtsanwender/innen führt. Diese Unklarheiten werden mit dem 
gegenständlichen Beschluss des Nationalrates durch eine Harmonisierung der beiden Rechtsbereiche 
weitgehend beseitigt. 
Die ausnahmslose Pflicht zur Verwendung des Kontrollgerätes bereitet in der Praxis beim Einsatz von 
Fahrzeugen, in die ein solches Gerät ohne EU-rechtliche Verpflichtung eingebaut ist, seit der Einführung 
des digitalen Kontrollgerätes bei bestimmten Fahrzeuggruppen Schwierigkeiten und unnötigen 
bürokratischen Mehraufwand. Betroffen sind vor allem jene Unternehmen, die solche Fahrzeuge im 
Mischverkehr einsetzen wollen. Es wird daher durch den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates 
insofern eine maßvolle Erleichterung vorgesehen, dass bei sonstigen Fahrzeugen, die von der 
Kontrollgerätepflicht freigestellt sind, künftig ein Wahlrecht zur Verwendung des Kontrollgerätes oder 
eines Fahrtenbuches besteht. 
Weiters nimmt der gegenständliche Beschluss des Nationalrates legistische Klarstellungen, die 
Anpassung der Ministerienbezeichnungen sowie sprachliche Vereinfachungen vor. 
Der Ausschuss für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat den gegenständlichen Beschluss des 
Nationalrates in seiner Sitzung am 16. Dezember 2009 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatterin im Ausschuss war Bundesrätin Monika Kemperle. 
Zur Berichterstatterin für das Plenum wurde Bundesrätin Monika Kemperle gewählt. 
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Der Ausschuss für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz stellt nach Beratung der Vorlage am 
16. Dezember 2009 mit Stimmeneinhelligkeit den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des 
Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Wien, 2009 12 16 

 Monika Kemperle Mag. Gerald Klug 
 Berichterstatterin Vorsitzender 


